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Abkürzungsverzeichnis 
Abs. Absatz 

AG Aktiengesellschaft 

AGH Allianz Global Health GmbH, München  

AktG Aktiengesetz 

APKV Allianz Private Krankenversicherungs-Aktiengesellschaft, München 

AZ D Allianz Deutschland AG, München 

AZSE Allianz SE, München 

BGAV Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag  

bzw. Beziehungsweise 

dh. das heißt 

f./ff. fort folgende 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

HGB Handelsgesetzbuch 

iSd. im Sinne des 

iSv. im Sinne von 

iVm. in Verbindung mit 

mwN. mit weiteren Nachweisen 

Rn Randnummer 

SE Societas Europaea 

SE-VO Verordnung des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der 
Europäischen Gesellschaft (SE) 
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1. Prüfungsauftrag und Prüfungsdurchführung  

1. Der Vorstand der Allianz SE mit Sitz in München (nachfolgend „AZSE“) als Obergesellschaft 

(herrschendes Unternehmen) und die Geschäftsführung der Allianz Global Health GmbH mit Sitz in  

München (nachfolgend „AGH“) als Untergesellschaft (abhängige Gesellschaft) haben einen 

Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag analog § 291 Abs. 1 AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-

VO (nachfolgend „BGAV“) mit Datum vom 14. Februar 2017 abgeschlossen.  

2. Im Zuge des Verfahrens zum Abschluss des BGAV hat das Landgericht München I uns, die 

PricewaterhouseCoopers GmbH  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (bis zum 28. Februar 2017 in der 

Rechtsform der AG) mit Beschluss vom 1. Februar 2017 sowohl für die AZSE als auch für die AGH als 

Vertragsprüferin für den vorgenannten BGAV bestellt (§ 293c AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO). 

Mithin führen wir die Vertragsprüfung als gemeinsame Vertragsprüferin durch. Auf Grundlage dieses 

Beschlusses wurden wir am 23. Februar 2017 schriftlich mit der Prüfung des BGAV beauftragt 

(nachfolgend auch „Vertragsprüfung“ oder „Prüfung“). 

3. Wir haben unsere Prüfung im Februar und März 2017 in unseren Räumlichkeiten in Frankfurt am 

Main durchgeführt. 

4. Für die Vertragsprüfung sind uns insbesondere folgende Unterlagen vorgelegt worden: 

a) BGAV zwischen der AZSE und der AGH vom 14. Februar 2017; 

b) BGAV zwischen der Allianz Deutschland AG mit Sitz in München (nachfolgend „AZ D“) und 

der Allianz Private Krankenversicherungs-Aktiengesellschaft mit Sitz in München 

(nachfolgend „APKV“) vom 24. November 2009 sowie Nachtrag zum BGAV zwischen der AZ 

D und der APKV vom 8. Oktober 2014;   

c) BGAV vom 31. Oktober 2002 zwischen der Allianz AG mit Sitz in München, als 

Rechtsvorgängerin der AZSE, und der AZ-Argos 19 Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 

mit Sitz in München, als Rechtsvorgängerin der AZ D; 

d) Gemeinsamer Bericht des Vorstandes der AZSE und der Geschäftsführung der AGH über den 

BGAV zwischen der AZSE und der AGH vom 14. Februar 2017; 

e) Aktueller Handelsregisterauszug der AZSE vom 13. Februar 2017; 

f) Chronologischer Handelsregisterauszug der AZ D vom 23. Februar 2017; 
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g) Aktueller Handelsregisterauszug der APKV vom 9. Februar 2017 sowie chronologischer 

Handelsregisterauszug der APKV vom 19. Januar 2017; 

h) Aktueller Handelsregisterauszug der AGH vom 13. Februar 2017; 

i) Aktienregisterauszug der AZ D vom 30. Oktober 2015; 

j) Aktienregisterauszug der APKV vom 6. Mai 2015; 

k) Gesellschafterliste der AGH vom 28. Dezember 2016; 

l) Satzung der AZSE vom Juni 2015; 

m) Satzung der APKV vom 24. April 2013; 

n) Satzungsbescheinigung der AGH vom 20. Januar 2017. 

5. Alle erbetenen Dokumente, Unterlagen, Auskünfte, Erläuterungen und Informationen haben wir von 

dem Vorstand der AZSE und der Geschäftsführung der AGH und den von ihnen jeweils benannten 

Mitarbeitern erhalten. Der Vorstand und die Geschäftsführung haben uns jeweils eine berufsübliche 

Vollständigkeitserklärung abgegeben.  

6. Die Verantwortung für den Inhalt des BGAV liegt bei den vertragsschließenden Gesellschaften. Sie 

wird durch unsere Vertragsprüfung nicht eingeschränkt. 

7. Der Vertragsprüfungsbericht dient der Information des Vorstands der AZSE und der 

Geschäftsführung der AGH, zur Auslage oder Veröffentlichung im Internet ab Einberufung der 

Hauptversammlung der AZSE und der Gesellschafterversammlung der AGH (vgl. § 293f Abs. 1 und 

Abs. 3 AktG) und zur Anmeldung der Eintragung des BGAV in das Handelsregister des für die AGH 

zuständigen Amtsgerichts München. 

8. Wir haben bei unserer Vertragsprüfung die deutschen berufsrechtlichen Vorschriften zur 

Unabhängigkeit (§ 319, § 319a, § 319b HGB iVm. § 293d Abs. 1 AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO) 

beachtet sowie weitere berufsrechtliche Verhaltensanforderungen eingehalten. 

9. Unsere Verantwortlichkeit für die Vertragsprüfung gegenüber der vertragschließenden AZSE und 

deren Aktionären sowie der AGH und deren Gesellschaftern bestimmt sich, auch mit Wirkung 

gegenüber Dritten, gemäß § 323 HGB iVm. analog § 293d Abs. 2 AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO. 

Im Übrigen sind, auch mit Wirkung gegenüber Dritten, die diesem Prüfungsbericht beigefügten 

Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 

1. Januar 2002 vereinbart. 
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2. Gegenstand und Umfang der Prüfung 

10. Gegenstand der Vertragsprüfung ist nach dem Wortlaut des § 293b Abs. 1 erster Halbsatz AktG der 

„Unternehmensvertrag“. Mithin ist der zwischen dem Vorstand der AZSE und der Geschäftsführung 

der AGH abgeschlossene BGAV vom 14. Februar 2017 zu prüfen. 

11. Der Umfang der Prüfung des BGAV ist in den §§ 291 ff. AktG nicht ausdrücklich bestimmt. 

12. Die Prüfung der Vollständigkeit und Richtigkeit des BGAV ist nicht möglich, weil das Aktiengesetz 

den Mindestinhalt eines BGAV nicht ausdrücklich festlegt. Allerdings wird der BGAV in 

§ 291 Abs. 1 Satz 1 AktG auf abstrakte Weise beschrieben und die wesenstypischen Inhalte dieser 

beiden Unternehmensverträge in den §§ 301, 302, 308 AktG sowie den §§ 304, 305 AktG bestimmt. 

13. Unter Heranziehung dieser Vorschriften haben wir geprüft, ob der Vertrag die für einen BGAV 

wesenstypischen aktienrechtlichen Regelungen enthält und folglich als Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsvertrag iSd. § 291 Abs. 1 Satz 1 einzuordnen ist (zum Prüfungsumfang siehe statt 

vieler Veil, in Spindler/Stilz, AktG, 3. Auflage, § 293b Rn. 4 ff. mwN.). 

14. Der Schwerpunkt der Vertragsprüfung ergibt sich aus § 293e Abs. 1 Satz 2 AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) 

ii) SE-VO. Danach ist bestimmt, dass der Prüfungsbericht mit einer Erklärung darüber abzuschließen 

ist, ob der vorgeschlagene Ausgleich (§ 304 AktG) oder die vorgeschlagene Abfindung (§ 305 AktG) 

angemessen ist. Der vorliegend zu prüfende BGAV enthält weder eine Regelung zur 

Ausgleichszahlung noch ein Abfindungsangebot. Folglich erstreckte sich unsere Prüfung darauf, ob 

der BGAV zulässigerweise keine Regelung zur Ausgleichszahlung und kein Abfindungsangebot 

enthält.  

15. Schließlich haben wir den gemeinsamen Vertragsbericht vom 14. Februar 2017 des Vorstands der 

AZSE und der Geschäftsführung der AGH über den BGAV gemäß § 293a AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) 

SE-VO auf offensichtliche Unrichtigkeiten solcher Inhalte durchgesehen, die sich auf den vorstehend 

genannten Prüfungsumfang beziehen (zum uneinheitlichen Meinungsbild der Prüfung auch des 

Vertragsberichts und dessen Inhalte, siehe statt vieler Veil, in Spindler/Stilz, AktG, 2. Auflage, § 293b 

Rn. 3; ferner Hüffer/Koch, AktG, 12. Auflage, § 293b Rn. 3).  

16. Unsere Vertragsprüfung umfasst nicht die Prüfung der Zweckmäßigkeit, der Wirtschaftlichkeit und 

der steuerlichen Anerkennung des BGAV. 
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17. Wir haben unsere Vertragsprüfung unter Beachtung des International Standard on Assurance 

Engagements (ISAE) 3000 (Revised) für eine betriebswirtschaftliche Prüfung vorgenommen. Danach 

haben wir die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass wir mit hinreichender Sicherheit 

beurteilen können, ob der Vertrag als BGAV einzuordnen ist und zutreffenderweise keine Regelung 

zur Ausgleichszahlung oder kein Abfindungsangebot enthält. Eine solche Prüfung zur Erlangung 

einer hinreichenden Sicherheit beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen, um hierfür 

ausreichende und angemessene Prüfungsnachweise zu erlangen. Die Auswahl der 

Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschaftsprüfers. Wegen der 

immanenten Grenzen jeder Prüfung zusammen mit den immanenten Grenzen eines jeden 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems besteht ein unvermeidbares Risiko, dass 

selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt bleiben. 

18. Über das Ergebnis der Vertragsprüfung ist gemäß § 293e AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO 

schriftlich zu berichten. Der Bericht ist grundsätzlich mit einer Erklärung darüber abzuschließen, ob 

der vorgeschlagene Ausgleich oder die vorgeschlagene Abfindung angemessen ist. Vorliegend enthält 

der BGAV solche Regelungen nicht. An die Stelle der vorgenannten Erklärung ist daher im 

Prüfungsergebnis zu erklären, ob der BGAV zulässigerweise keine Regelung zur Ausgleichszahlung 

oder kein Abfindungsangebot enthält. 
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3. Prüfungsfeststellungen 

3.1. Einordnung als BGAV iSd. § 291 Abs. 1 Satz 1 AktG 

19. Der BGAV vom 14. Februar 2017 zwischen der AZSE als Obergesellschaft (herrschende Gesellschaft) 

und der AGH als Untergesellschaft (abhängige Gesellschaft) ist als Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsvertag iSd. § 291 Abs. 1 Satz 1 AktG iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO einzuordnen. 

20. Der BGAV enthält die für einen solchen Unternehmensvertrag wesenstypischen aktienrechtlichen 

Vereinbarungen. Im Einzelnen ist Folgendes festzustellen: 

3.1.1. Vertragsparteien 

21. Firma und Sitz der vertragsschließenden Gesellschaften, die AZSE und die AGH, sind im BGAV 

genannt und entsprechen der Eintragung im jeweiligen Handelsregister. 

3.1.2. Leitungsmacht (analog § 308 AktG) 

22. In § 1 Abs. 1 Satz 1 BGAV unterstellt die AGH die Leitung ihrer Gesellschaft dem Vorstand der AZSE. 

Die Vereinbarung entspricht inhaltlich der Vorschrift des § 308 AktG. Sie ist für einen 

aktienrechtlichen Beherrschungsvertrag eine wesenstypische Regelung. 

3.1.3. Gewinnabführung (analog § 301 AktG) 

23. In § 2 Abs. 1 Satz 1 BGAV ist die Verpflichtung der AGH zur Abführung ihres "ganzen Gewinns" 

analog § 301 AktG bestimmt. Es handelt sich um eine für einen aktienrechtlichen 

Gewinnabführungsvertrag wesenstypische Vereinbarung. 

24. In § 2 Abs. 1 Satz 2 BGAV wird klargestellt, dass der abzuführende Gewinn dem ohne die 

Gewinnabführung entstehenden Jahresüberschuss, vermindert um einen etwaigen Verlustvortrag 

aus dem Vorjahr und um die Beträge, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften ausschüttungsgesperrt 

sind, entspricht. Diesbezüglich nennt § 301 AktG die Ausschüttungssperre gemäß § 268 Abs. 8 HGB. 

25. Die Vereinbarung in § 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 BGAV über die Einstellung von Beträgen eines 

Jahresüberschusses in Gewinnrücklagen und deren Auflösung zum Ausgleich eines 

Jahresfehlbetrages oder zur Abführung als Gewinn steht in Übereinstimmung mit § 301 AktG. Die 

Regelung in § 2 Abs. 2 Satz 3 BGAV gibt zutreffend wieder, dass Beträge, die aus der Auflösung von 
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anderen Gewinnrücklagen resultieren, die vor Beginn des Vertrags gebildet wurden, und ein vor 

Vertragsschluss vorhandener Gewinnvortrag, nicht abgeführt werden dürfen. 

26. Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BGAV darf die AGH mit Zustimmung der AZSE Beträge aus dem 

Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einstellen, soweit dies bei vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. 

3.1.4. Verlustübernahme (analog § 302 AktG) 

27. In § 3 Abs. 1 BGAV verpflichtet sich die ASZE unter Bezugnahme auf § 302 AktG in der jeweils 

gültigen Fassung jeden während der Vertragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag 

auszugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, dass den anderen Gewinnrücklagen 

Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer dotiert wurden. Diese Regelung 

entspricht dem § 302 Abs. 1 AktG. Es handelt sich um eine für einen aktienrechtlichen BGAV 

gleichermaßen wesenstypische Vereinbarung. 

3.1.5. Ausgleich und Abfindung (analog § 304, § 305 AktG) 

28. Gemäß § 304, § 305 AktG muss der BGAV für „außenstehende Aktionäre“ einer abhängigen 

Aktiengesellschaft eine Regelung zur Ausgleichszahlung und ein Abfindungsangebot vorsehen. 

„Außenstehend“ ist ein Aktionär, wenn er nicht Partei des BGAV ist und die Obergesellschaft an 

diesem nicht unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist und die Obergesellschaft an diesem 

Aktionär auch nicht unmittelbar oder mittelbar über eine Kette durch einen Beherrschungs- 

und/oder Gewinnabführungsvertrag verbunden ist (so die herrschende Auffassung, siehe Stephan, in 

Schmidt/Lutter, AktG, 3. Auflage, § 304 Rn. 70 mwN.; Veil, in Spindler/Stilz, AktG, 3. Auflage, § 304 

Rn. 17 ff. mwN). 

29. Ob die §§ 304, 305 AktG auf einen BGAV mit einer GmbH als Untergesellschaft analog anzuwenden 

sind, wird in der GmbH-Literatur unterschiedlich kommentiert (statt vieler Liebscher, in Münchener 

Kommentar zum GmbHG, 2. Auflage, § 13 Anhang Rn. 914 ff. mwN.). Vorliegend kommt es auf den 

Streitstand nicht an, weil hier die APKV jedenfalls kein „außenstehender Gesellschafter“ iSd. §§ 304, 

305 AktG ist. Dies zeigt folgende Abbildung über die gesellschaftsrechtliche Struktur: 
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30. Zum einen ist die AZSE an der APKV mittelbar über die AZ D zu 100% beteiligt. Zum anderen ist die 

AZSE mit der APKV über eine BGAV-Kette (BGAV zwischen der AZSE und der AZ D, BGAV zwischen 

der AZ D und der APKV) verbunden. Dies wurde uns durch die Vorlage der Auszüge aus den 

Aktienregistern der APKV und der AZ D sowie durch die Vorlage der Beherrschungs- und 

Gewinnabführungsverträge zwischen der APKV und der AZ D vom 24. November 2009 mit Nachtrag 

vom 8. Oktober 2014 und zwischen der AZSE und der AZ D vom 31. Oktober 2002 und dem 

Handelsregisterauszug der AZ D vom  23. Februar 2017 nachgewiesen. Mit der Vollständigkeits-

erklärung vom 7. März 2017 wurde uns von der AZSE als Obergesellschaft der BGAV Kette 

versichert, dass die BGAV zwischen der AZSE und der AZ D sowie zwischen der AZ D und der APKV 

ungekündigt sind.  

3.1.6. Wirksamwerden (analog § 294 AktG) 

31. Die in § 4 Abs. 2 Satz 1 BGAV vorgesehene Rückwirkung der Gewinnabführungs- und der 

Verlustübernahmeverpflichtung auf den Beginn des Geschäftsjahres der AGH, in welchem der BGAV 

durch Eintragung in das Handelsregister des für die AGH zuständigen Amtsgerichts wirksam wird, ist 

nicht zu beanstanden. Zutreffend ist in § 4 Abs. 2 Satz 2 BGAV eine Rückwirkung der Beherrschung 

(Weisungsrecht der SE) von dieser Rückwirkung ausgenommen. 

Obergesellschaft

Allianz 
Deutschland AG 

(München)
50%

Allianz SE 
(München)

BGAV (2002)

BGAV 
(2017)

Allianz Global 
Health GmbH 

(München)

Untergesellschaft

Allianz Private 
Krankenversicherungs-

Aktiengesellschaft 
(München)

100%

50%

BGAV (2009
und 2014)

100%
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3.2. Vertragsbericht 

32. Wir haben den gemeinsamen Vertragsbericht des Vorstands der AZSE und der Geschäftsführung der 

AGH über den BGAV gemäß § 293a AktG vom 14. Februar 2017 auf offensichtliche Unrichtigkeiten 

hinsichtlich der Angaben zum Inhalt des BGAV durchgesehen. Dabei haben sich Anhaltspunkte für 

Einwendungen nicht ergeben.  

33. Insbesondere ist festzustellen, dass die Begründung in IV. Ziffer 1.2.6 darüber, dass der BGAV 

zulässigerweise keinen Ausgleichsanspruch und kein Abfindungsangebot enthält, zutreffend ist. 



4. Schlussbemerkung und Prüfungsergebnis

34. Zwischen der Allianz SE als Obergeseilschaft (herrschende Gesellschaft) und der Allianz Global

Health GmbH als Untergesellschaft (abhängige Gesellschaft) wurde ein Behenschungs- und

Gewinnabführungsvertrag iSd. § 291 Abs. 1 AktG analog iVm. Art. 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO mit Datum

vom 14. Februar 2017 abgeschlossen. Der Vorstand der Allianz SE und die Geschäftsführung der

Allianz Global Health GmbH haben mit Datum vom 14. Februar 2017 einen gemeinsamen Bericht zu

dem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag erstellt.

35. Als gerichtlich bestellte Vertragsprüferin wurden wir am 23. Februar 2017 schriftlich mit der Prüfung

des Behenschungs- und Gewinnabführungsvertrags beauftragt.

36. Als abschließendes Ergebnis unserer Vertragsprüfung bestätigen wir aufgrund der uns vorgelegten

Dokumente und Unterlagen sowie Aufklärungen und Nachweise sowie der uns gegebenen

Auskünfte, Erläuterungen und Informationen Folgendes:

(1) Der als Behenschungs- und Gewinnabführungsvertrag bezeichnete Vertrag vom

14. Februar 2017 enthält die für einen solchen Untemehmensvertrag wesenstypischen

aktienrechtlichen Regelungen und ist daher als Behenschungs- und Gewinnabführungsvertrag

analog § 291 Abs. 1 Satz 1 AktG einzuordnen.

(2) Die Angemessenheit einer Ausgleichszahlung analog § 304 AktG und eines Abfindungsangebots

analog § 305 AktG waren nicht zu prüfen. Der Behenschungs- und Gewinnabführungsvertrag

enthält solche Vereinbarungen nicht. Dies ist zulässig, weil an der Allianz Global Health GmbH

kein außenstehender Gesellschafter und damit kein Anspruchsberechtigter für eine

Ausgleichszahlung und eine Abfindung beteiligt ist.

Frankfurt am Main, den 10. März 2017

PricewaterhouseCoopers GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

AnLrün ppL
Wirtschaftsprüfer W. chaftsprüfer
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5. Anlagen 
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5.1. BGAV vom 14. Februar 2017 zwischen der AZSE und 
der AGH 
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5.2. Beschluss des Landgerichts München I vom 1. Februar 
2017 auf Antrag der AZSE 
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5.3. Beschluss des Landgerichts München I vom 1. Februar 
2017 auf Antrag der AGH 
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5.4. Allgemeine Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften vom 1. Januar 2002  
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